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Zusammenfassung  

Der Schutz von gewaltbetroffenen Frauen mit Kindern wird in Deutschland noch immer durch umgangs- 

und sorgerechtliche Entscheidungen ausgehebelt. GREVIO, das Expert*innengremium des Europarats zur 

Umsetzung der Istanbul-Konvention, fordert Deutschland dringend auf, diese Schutzlücke zu schließen. Der 

vorliegende Referentenentwurf kommt diesem Aufruf in wichtigen Punkten nach. So werden Amtsermitt-

lungspflichten bei Anhaltspunkten zu häuslicher Gewalt konkretisiert, die Geheimhaltung des Aufent-

haltsorts von gewaltbetroffenen Elternteilen verbessert und der Informationsfluss und Zusammenarbeit 

innerhalb von Gerichten sowie zwischen Familiengerichten, Polizei und Jugendämtern verbessert.  

Der Deutsche Frauenrat (DF) begrüßt ausdrücklich, dass Gewaltschutz- und Kindschaftssachen in Zukunft 

besser verzahnt werden. Im Detail regt der Verband einige Nachbesserungen an. Insbesondere schätzt der 

DF die Soll-Vorschrift für Fortbildungsverpflichtungen von Familienrichter*innen zu häuslicher Gewalt als 

nicht ausreichend ein.   
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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes von Opfern häuslicher Gewalt,  

zur Stärkung der Stellung des Kindes im Verfahren und zur Steigerung der Verfahrenseffizienz: 

Bewertung 

Verknüpfung von Gewaltschutz- und Kindschaftssachen 

In Deutschland muss in Fällen häuslicher Gewalt, bei denen gemeinsame Kinder involviert sind, regelmäßig 

von einer Aushebelung des Gewaltschutzes gesprochen werden. Zu häufig wird mit Verweis auf das Vor-

rang- und Beschleunigungsgebot gewaltbetroffenen Frauen auferlegt, Umgang mit dem gewalttätigen Va-

ter zu ermöglichen, obwohl dies die Sicherheit von Mutter und Kind(ern) gefährdet.  

 

Der vorliegende Referentenentwurf sieht in § 23b Absatz 2 Satz 2 GVG-E, dass künftig Entscheidungen in 

Familiensachen immer von derselben Abteilung behandelt werden müssen, wenn sie innerhalb von drei 

Jahren behandelt werden. §§ 211a und 216a FamFG-E sehen schnellen und besseren Informationsaus-

tausch zwischen Polizei, unterschiedlichen Familiengerichten, Jugendamt und weiteren öffentlichen Stellen 

vor. So sollen widersprüchliche Entscheidungen in Gewaltschutz- und Sorge-/Umgangsrechtsverfahren ver-

mieden werden. 

 

Der Deutsche Frauenrat begrüßt ausdrücklich, dass eine bessere Verzahnung zwischen Gewaltschutz- und 

Kindschaftsverfahren eingeführt werden soll. Für einen effektiven Gewaltschutz muss darüber hinaus die 

Verzahnung mit strafrechtlichen Verfahren erfolgen.  

 

Der DF fordert:  

 Gewaltschutz, Kinderschutz und Strafrecht gemäß Artikel 31 Istanbul-Konvention zu synchronisieren.  

 

Amtsermittlungspflicht bei Anhaltspunkten für Gewaltvorfälle  

Obwohl Familiengerichte im Gewaltfall bereits nach aktueller Rechtslage angehalten sind, Ermittlungen 

zum Schutzbedarf des Kindes und gewaltbetroffenen Elternteils durchzuführen, erfolgt dies in der Praxis 

bislang unzureichend. Im Einklang mit dem aktuellen Reformentwurf für das Kindschaftsrecht (Kindschaft-

rechtsmodernisierungsgesetz KiMoG) führt der vorliegende Referentenentwurf mit § 156a jetzt eine Klar-

stellung im Familienverfahrensrecht ein: Familiengerichte müssen künftig Hinweisen auf häusliche Gewalt 

frühzeitig nachgehen. Liegen konkrete Anhaltspunkte vor, müssen sie eine Risikoermittlung durchführen 

und Schutzmaßnahmen ergreifen. 

 

Der Deutsche Frauenrat begrüßt dies ausdrücklich als lange überfällige Umsetzung der völkerrechtlichen 

Verpflichtung aus der Istanbul-Konvention. Diese sieht in Artikel 31 vor, dass häusliche Gewalt bei Ent-

scheidungen über das Sorge- und Umgangsrecht berücksichtigt wird und dass die Ausübung von Sorge und 

Umgang nicht die Sicherheit des Kindes oder des gewaltbetroffenen Elternteils gefährden darf. 

 

 Wenn § 156a künftig die erhoffte Wirkung entfaltet und mehr Fälle häuslicher Gewalt ermittelt, in 

Entscheidungen berücksichtigt und Betroffene besser geschützt werden, ist von einem deutlich höhe-

ren Ressourcenbedarf auszugehen. Den Familiengerichten müssen diese Ressourcen für Ermittlungen, 

Risikoanalysen und Gefährdungsmanagement ausreichend zur Verfügung stehen. Es erstaunt deshalb, 

dass trotz des künftig höheren Bearbeitungsaufwand für familiengerichtliche Entscheidungen in der 

Gesetzesfolgenabschätzung kein Mehraufwand für die Justiz angegeben wird. 
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Wahlgerichtsbarkeit bei häuslicher Gewalt 

Wenn eine gewaltbetroffene Frau mit Kindern vor dem Täter flieht, kann sie ihren Aufenthaltsort vor dem 

gewalttätigen Vater häufig nicht geheim halten, da das Familiengericht zuständig wird, in dessen Region sie 

mit den Kindern lebt. Selbst wenn die konkrete Adresse gesperrt ist, kann der gewalttätige Elternteil so 

leicht den Wohnort, die Schulen oder Kindergärten der Kinder ausmachen (vgl. Bündnis Istanbul-Konven-

tion 2021, Artikel 51). Das Expert*innengremium zur Umsetzung der Istanbul-Konvention GREVIO fordert 

die Bundesregierung deshalb auf, Maßnahmen zu ergreifen, um die Nichtbekanntgabe des Wohnsitzes von 

gewaltbetroffenen Frauen und ihren Kindern zu gewährleisten1.  

 

Der Deutsche Frauenrat begrüßt, dass mit den vorliegenden Änderungen in §§ 152, 170, 211 und 232 Fa-

mFG-E gewaltbetroffenen Personen die Wahl des Familiengerichts ermöglicht wird.  

 

Insbesondere begrüßt der Deutsche Frauenrat, dass die Regelung bereits in Fällen greift, in denen das ge-

waltbetroffene Elternteil, meist die Mutter, vor der Gewalt in eine Schutzeinrichtung, z.B. Frauenhaus, ge-

flohen ist. Denn in der Praxis zeigt sich, dass viele Frauen im Frauenhaus kein Gewaltschutzverfahren oder 

eine Gewaltschutzanordnung angeregt haben, obwohl sie akut bedroht sind.   

 

Kein Hinwirken auf Einvernehmen bei häuslicher Gewalt 

In sorge- und umgangsrechtlichen Verfahren verweisen Familiengerichte häufig auf außergerichtliche Eini-

gungen bzw. an Beratung oder Mediation. Auch in Fällen von häuslicher Gewalt wird regelmäßig auf Ver-

gleiche gedrungen oder Mediation angeraten.2 In gewaltbelasteten Familien kann das dazu führen, dass 

vermeintlich einvernehmliche Entscheidungen nicht den Interessen der gewaltbetroffenen Person entspre-

chen und sie sowie ihre Kinder sogar gefährden. Wenn sich gewaltbetroffene Elternteile einer Mediation 

verweigern, wird ihnen das oft negativ ausgelegt, wenn das Wissen um die häusliche Gewalt und ihre Aus-

wirkungen fehlt. Die Istanbul-Konvention sieht deshalb in Artikel 48 vor, dass in Fällen häuslicher Gewalt 

die Beteiligten nicht zu alternativen Streitbeilegungsverfahren verpflichtet werden dürfen.  

 

Der vorliegende Referentenentwurf legt dazu in § 156 Absatz 2 FamFG-E neu fest, dass bei konkreten An-

haltspunkten für häusliche Gewalt unter den Eltern, in der Regel von einem Hinwirken auf Einvernehmen 

und von Anordnungen gemeinsamer Informations- und Beratungsgespräche abzusehen ist. 

 

Der Deutsche Frauenrat begrüßt den Änderungsvorschlag ausdrücklich und hebt positiv hervor, dass dieser 

Anhaltspunkte für häusliche Gewalt zum Ausgangspunkt nimmt und nicht erst das Vorliegen eines Gewalt-

schutzverfahrens oder einer Gewaltschutzanordnung. Er erscheint dabei nicht schlüssig, dass bei häusli-

cher Gewalt eines Elternteils gegen ein Kind anders verfahren werden sollte.  

 

Der DF regt an: 

 Die Beschränkung der häuslichen Gewalt auf Elternteile könnte in § 156 Absatz 2 FamFG-E aufgeho-

ben werden. 

 

 
1 GREVIO/Inf(2022)9, Ziffer 229b 
2 Bündnis Istanbul-Konvention (2025): Alternativbericht 2025, S.102 (zuletzt aufgerufen am 6.7.2026). 
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Interinstitutionelle Zusammenarbeit bei häuslicher Gewalt  

Bislang finden in Deutschland weder Gefährdungsanalysen noch interinstitutionelle Fallkonferenzen stan-

dardisiert oder bundeseinheitlich statt. Besonders problematisch ist dies, wenn Betroffene Schutz in einem 

anderen Bundesland suchen. Das Bündnis Istanbul-Konvention spricht von einem „Flickenteppich des Ge-

fahrenmanagements“. Das Bündnis bemängelt zudem, dass Fachberatungsstellen und Täterarbeit nicht 

standardmäßig in Fallkonferenzen einbezogen werden und dass datenschutzrechtliche Bedenken die  

interinstitutionelle Zusammenarbeit behindern.3 Artikel 51 der Istanbul-Konvention verpflichtet die Bun-

desrepublik in Absatz 1 dazu, dass die einschlägigen Behörden eine Gefährdungsanalyse durchführen und – 

falls erforderlich – koordiniert für Sicherheit und Unterstützung sorgen. 

 

Der Deutsche Frauenrat begrüßt deshalb, dass mit den Vorschlägen zu den ergänzenden §§ 211a und 216a 

FamFG-E eine bessere Zusammenarbeit zwischen Polizei und Gerichten gewährleistet werden soll. So soll 

der Aufenthaltsort der gewaltbetroffenen Person und ihrer Kinder besser geheim gehalten und Risikoana-

lyse und Gefährdungsmanagement zwischen den beteiligten Institutionen einfacher werden. Mit §212 Fa-

mFG-E werden die Beteiligungsmöglichkeiten des Jugendamts erweitert. 

 

Der DF kritisiert dabei, dass der vorliegende Entwurf versäumt, gesetzliche Vorgaben zum Hochrisikofall- 

Management zu machen, bei denen auch Beratungs- und Täterarbeitsstellen miteinbezogen werden. 

 

Der DF fordert: 

 standardisierte, bundesweit abgestimmte Instrumente zur Risikoanalyse und -bewertung bei ge-

schlechtsspezifischer Gewalt sowie verbindliche institutionsübergreifende Verfahren für sog. „Hochri-

sikofälle“. 

 

Verpflichtende Aus- und Fortbildungen für Verfahrensbeistände 

Verfahrensbeiständen kommt in familienrechtlichen Verfahren zur Einschränkung von Sorge- und Um-

gangsrecht aufgrund von häuslicher Gewalt regelmäßig eine große Bedeutung zu. Mit der vorliegenden 

Reform soll diese noch gestärkt werden. Damit sie der Rolle gerecht werden, in familienrechtlichen Verfah-

ren mit Gewaltvorkommen professionell agieren und die Dynamiken erkennen, die sich oft auch während 

der Verfahren fortsetzen, ist die Ausbildung zu häuslicher Gewalt, ihren Formen und ihren Folgen unerläss-

lich. § 158a FamFG enthält dazu noch immer keine Vorgaben, obwohl GREVIO dies ausdrücklich empfiehlt.4  

 

Der DF fordert: 

 Alle am familiengerichtlichen Verfahren beteiligten Professionen sollten verpflichtend aus- und fortge-

bildet werden zu Formen häuslicher Gewalt und ihrer Dynamiken, ihrer gesundheitlichen Auswirkun-

gen auf gewaltbetroffene Elternteile und zu den Folgen (mit-)erlebter Gewalt für Kinder. Die Fortbil-

dung muss wissenschaftlich fundiert sein und eine kindeswohlzentrierte und gewaltsensible Haltung 

einnehmen: Pseudowissenschaftliche Konzepte wie Eltern-Kind-Entfremdung dürfen nicht Bestandteil 

von Fortbildungen sein, da sie in der Praxis dazu führen, den Gewaltschutz auszuhebeln. Dies ist durch 

verbindliche Curricula und Zertifizierungen zu garantieren. 

 
3 Bündnis Istanbul-Konvention (2025): Artikel 51, in: Alternativbericht 2025 (zuletzt aufgerufen am 6.7.2026). 
4 GREVIO/Inf(2022)9, Ziffer 102/103. 
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Verpflichtende Aus- und Fortbildungen für Familienrichter*innen 

Das Bundesministerium der Justiz schlägt mit dem vorliegenden Referentenentwurf zur Reform des Famili-

enverfahrensrechts sowie mit dem Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetz (KiMoG) wichtige Reformen 

vor, die einen besseren Gewaltschutz für gewaltbetroffene Elternteile, meist Mütter, und ihre Kinder er-

möglichen. Damit die Reformen ihr Ziel erreichen können, ist die „Schärfung des Bewusstseins der an Ge-

richtsverfahren beteiligten Fachleute für die Machtungleichgewichte in gewalttätigen Beziehungen“ uner-

lässlich, wie sie der Ausschuss der Vertragsstaaten zur Istanbul-Konvention Deutschland aufgetragen hat.5 

 

Der Deutsche Frauenrat begrüßt zunächst, dass Familienrichter*innen nach §23b Absatz 3 GVG-E nun auch 

belegbare Kenntnisse über Gewaltschutzrecht, Dynamiken häuslicher Gewalt und ihre Auswirkungen vor-

weisen sollen. Der Verband bemängelt allerdings, dass es sich hier, wie zuvor in Bezug auf Kenntnisse der 

Kinder- und Jugendpsychologie, um eine Soll-Vorschrift handelt. Eine solche Soll-Vorschrift entfaltet nach 

Einschätzung des Bündnis Istanbul-Konvention „kaum mehr Wirkungen als eine Absichtserklärung.“6 

 

Der DF fordert: 

 Verbindliche Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen durch den Bund und die Länder zum  

sensiblen und effektiven Umgang mit geschlechtsspezifischer Gewalt sowie bundeseinheitliche  

Qualitätsstandards für alle relevanten Berufsgruppen auch in der Justiz sind einzuführen.  

 

Mehr Rechte für Gewaltbetroffene bei Trennung 

Gewaltbetroffene, die sich vor Ablauf des sogenannten Trennungsjahres von ihrem Ehepartner scheiden 

wollen, müssen dafür geltend machen, dass die Fortführung der Ehe eine „unzumutbare Härte“ darstellt. 

Bislang ist jedoch nicht definiert, wann das Abwarten des Trennungsjahres nicht mehr als zumutbar gilt.  

Mit einem Zusatz zu § 1565 Absatz 2 BGB schafft der Referentenentwurf Klarheit darüber, dass sowohl das 

eigene Erleben von Gewalt als auch Gewalt gegen ein Kind die vorzeitige Scheidung ermöglichen soll. 

 

Der DF begrüßt diese Erweiterung der Rechte für Gewaltbetroffene bzw. Eltern von gewaltbetroffenen Kin-

dern. Der Verband verweist jedoch darauf, dass die Formulierung in § 1565 Absatz 2 Satz 2 BGB-E nicht 

eindeutig psychische und wirtschaftliche Gewalt miteinschließt, auch nicht durch Ausführungen in der Ge-

setzesbegründung. Damit weicht er von den Reformen des Kindschaftsmodernisierungsgesetzes ab.  

 

Der DF regt an: 

 Der Gesetzgeber sollte sich einheitlich am Gewaltbegriff der Istanbul-Konvention orientieren.  

 

Evaluierung der Reform und weitergehende Datenerhebung 

Der vorliegende Referentenentwurf enthält wichtige und seit Langem eingeforderte Reformen des Famili-

enverfahrensrechts, die darauf abzielen, Betroffene von häuslicher Gewalt besser zu schützen. Um zu 

überprüfen, ob diese Reformen ihre beabsichtige Wirkung entfalten, insbesondere ob mehr Fälle identifi-

ziert werden, häufiger zu Einschränkungen des Sorge- und Umgangsrechts führen und dadurch auch 

Nachtrennungstötungen verhindert werden können, ist eine Evaluation des Gesetzes dringend notwendig. 

 
5 IC-CP/Inf(2022)8. 
6 Bündnis Istanbul-Konvention (2025): Alternativbericht 2025, S.100 (zuletzt aufgerufen am 6.7.2026). 
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Dafür muss die Datenerhebung in Gerichten und bei der Polizei vereinheitlicht und deutlich verbessert 

werden.  

 

Der Deutsche Frauenrat begrüßt, dass eine Evaluierung des Gesetzes nach drei bis fünf Jahren vorgesehen 

ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Deutscher Frauenrat 

Der Deutsche Frauenrat, Dachverband von rund 60 bundesweit aktiven Frauenorganisationen, ist die 

größte frauen- und gleichstellungspolitische Interessenvertretung in Deutschland. Wir sind die starke 

Stimme für Frauen. Wir vertreten Frauen aus Berufs-, sozial-, gesellschafts- und frauenrechtspolitischen 

Verbänden, aus Parteien, Gewerkschaften, aus den Kirchen, aus Sport, Kultur, Medien und Wirtschaft. Wir 

engagieren uns für die Rechte von Frauen in Deutschland, in der Europäischen Union und in den Vereinten 

Nationen. Unser Ziel ist die rechtliche und faktische Gleichstellung der Geschlechter in allen Lebensberei-

chen. Wir setzen uns für einen geschlechterdemokratischen Wandel ein und für eine gerechte und lebens-

werte Welt für alle. 
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